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Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

06.07.2016 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, dafür zu sorgen, dass die Gleichstellungsgesetze von Bund 
und Land Brandenburg für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an 
Führungspositionen in Potsdams Stadtverwaltung sowie in den kommunalen Unternehmen umgesetzt 
wird.

Wie vom Gesetzgeber vorgesehen ist die Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Potsdam zudem an den 
Auswahlverfahren der zu besetzenden, leitenden Stellen in der Stadtverwaltung und in kommunalen 
Unternehmen von Anfang zu beteiligen.

gez. Peter Schüler
Fraktionsvorsitzender
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Die bevorstehende Neubesetzung von Beigeordnetenstellen und Geschäftsführungspositionen 
kommunaler Unternehmen in Potsdam nehmen wir zum Anlass, um auf die seit mehr als einem Jahr 
bestehende Gesetzgebung hinzuweisen. 

Auszug aus dem Gesetz für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an 
Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst vom 30.4.2015:

Artikel 15
Änderung des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung

Das Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliederungsnummer 4123-1, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung, das zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

§36
„Zielgrößen und Fristen zur gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern
Die Geschäftsführer einer Gesellschaft, die der Mitbestimmung unterliegt, legen für den Frauenanteil 
in den beiden Führungsebenen unterhalb der Geschäftsführer Zielgrößen fest. Liegt der Frauenanteil 
bei Festlegung der Zielgrößen unter 30 Prozent, so dürfen die Zielgrößen den jeweils erreichten 
Anteil nicht mehr unterschreiten. Gleichzeitig sind Fristen zur Erreichung der Zielgrößen 
festzulegen. Die Fristen dürfen jeweils nicht länger als fünf Jahre sein.“

§52 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„(2) Ist nach dem Drittelbeteiligungsgesetz ein Aufsichtsrat zu bestellen, so legt die 
Gesellschafterversammlung für den Frauenanteil im Aufsichtsrat und unter den Geschäftsführern 
Zielgrößen fest, es sei denn, sie hat dem Aufsichtsrat diese Aufgabe übertragen. Ist nach dem 
Mitbestimmungsgesetz, dem Montan-Mitbestimmungsgesetz oder dem 
Mitbestimmungsergänzungsgesetz ein Aufsichtsrat zu bestellen, so legt der Aufsichtsrat für den 
Frauenanteil im Aufsichtsrat und unter den Geschäftsführern Zielgrößen fest. Liegt der Frauenanteil 
bei Festlegung der Zielgrößen unter 30 Prozent, so dürfen die Zielgrößen den jeweils erreichten 
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Anteil nicht mehr unterschreiten. Gleichzeitig sind Fristen zur Erreichung der Zielgrößen festzulegen. 
Die Fristen dürfen jeweils nicht länger als fünf Jahre sein.“

Auszug aus dem Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und Männern im öffentlichen Dienst im 
Land Brandenburg (Landesgleichstellungsgesetz - LGG) vom 4. Juli 1994

§ 9
Einstellung und beruflicher Aufstieg

(1) Beträgt der Anteil von Frauen in einer Besoldungsgruppe innerhalb einer Laufbahn, in einer 
Entgeltgruppe oder in Funktionen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben nicht mindestens 50 
Prozent, sind Frauen, die eine zur Ausfüllung der Stelle oder Funktion gleichwertige Qualifikation 
(Eignung, Befähigung und fachliche Leistung) besitzen wie Mitbewerber, bevorzugt einzustellen, 
höher zu gruppieren und zu befördern, sofern nicht in der Person des Mitbewerbers liegende Gründe 
überwiegen. Dies gilt nicht, wenn für die Besetzung einer Richterstelle die Mitwirkung des 
Richterwahlausschusses vorgeschrieben ist. 
(2) Bei Einstellung, Beförderung, Höhergruppierung und Übertragung höherbewerteter Dienstposten 
und Arbeitsplätze dürfen zum Nachteil der Betroffenen nicht berücksichtigt werden:

1. der Familienstand,
2. die zeitliche Belastung durch Elternschaft, durch die Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger 

oder die Absicht, von der Möglichkeit einer Ermäßigung der Arbeitszeit Gebrauch zu machen, 
3. die Einkommenssituation des Partners oder der Partnerin,
4. die Unterbrechung der Erwerbstätigkeit, die Reduzierung der Arbeitszeit oder die Verzögerung 

des Abschlusses einzelner Ausbildungsgänge aufgrund der Betreuung von Kindern oder 
pflegebedürftigen Angehörigen.

(3) In der Familie und im Ehrenamt erworbene Erfahrungen und Fähigkeiten sind bei der Qualifikation 
zu berücksichtigen, wenn sie für die vorgesehenen Tätigkeiten dienlich sind. 
(4) Fragen nach Vorliegen einer Schwangerschaft, nach der Familienplanung oder danach, wie die 
Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen neben der Berufstätigkeit gewährleistet 
werden kann, sind unzulässig.
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